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WANGEN

WANGEN (sz) - Die Polizei ermittelt
gegen einen unbekannten Fahrer ei-
nes Opel Corsa, der am Dienstag ge-
gen 22.45 Uhr auf der Ravensburger
Straße durch seine rasante Fahrwei-
se zwei Verkehrsteilnehmer gefähr-
dete. 

Der Mann fuhr auf der Straße Am
Waltersbühl in Richtung Siemens-
straße und bog an der Kreuzung zu
schnell nach rechts ab, so die Beam-
ten. Hierbei geriet er auf die Gegen-
spur, konnte aber zum Glück zwi-
schen zwei Autos hindurchfahren,
ohne dass es zu einer Kollision kam. 

Von dem Mann liegt folgende Be-
schreibung vor: Alter zwischen 30
und 35 Jahre, dunkle kurze Haare und
südländisches Aussehen. 

Unfall nur durch
Glück verhindert

Zeugen werden gebeten, sich mit
dem Polizeirevier in Wangen unter
Telefon 0 75 22 / 984-33 33 in
Verbindung zu setzen. Insbesonde-
re soll sich der zweite der beiden
Geschädigten melden, der sich auf
der stadteinwärts führenden Links-
abbiegespur befand.

Den Weltfrauentag am Dienstag ha-
be ich in keiner all zu guten Erinne-
rung. Es war am Abend, genauer bei
der SZ-Podiumsdiskussion im Amt-
zeller Schloss, als zwei Damen mit
Körben durch die Reihen gingen und
aus gegebenem Anlass Süßigkeiten
an die weiblichen Anwesenden ver-
teilten. Ich als Vertreter des anderen
Geschlechts, der überdies zuvor we-
nig gegessen hatte, schaute erst in die
Röhre und kam dann zu dem Schluss:
Manchmal sind Frauen einfach
gleichberechtigter. Wann ist noch-
mal Weltmännertag? (bee)

Grüß Gott!
●

Wann ist nochmal
Weltmännertag?

Zitat des Tages

„Ich war ein

absoluter

Vollblut-Politiker.“

Der frühere Kißlegger Bürger-
meister Alfred Endres feiert

heute 75. Geburtstag. ● SEITE 19

AMTZELL/WANGEN - Mit Bildung.
Verkehr, Wohnraum und Flüchtlin-
gen standen vier Themenblöcke im
Mittelpunkt der SZ-Podiumsdiskus-
sion zur Landtagswahl am Dienstag-
abend im Alten Schloss Amtell. Rai-
mund Haser (CDU), Petra Krebs
(Bündnis 90/Die Grünen), Christian
Röhl (SPD), Ralf Sauer (FDP) und
Friedrich-Thorsten Müller (AfD)
stellten sich zudem Leserfragen. Mi-
chael Konieczny (Linke) musste
krankheitsbedingt absagen.

Zuvor hatten die Kandidaten die
Möglichkeit, sich und ihre Ziele vor-
zustellen. Mit „gute Infrastruktur,
gute Bildung und gute Arbeit“ brach-
te Röhl seine Vorstellungen auf den
Punkt. „Ich finde, dass wir einiges
korrigieren müssen“, sagte Haser.
„Die guten Rahmenbedingungen für
den Mittelstand zu erhalten und aus-
zubauen“ und Bildung für den „kost-
barsten Rohstoff junge Menschen
obendrauf“ nannte Sauer als Forde-
rungen. Petra Krebs plädierte für
Gleichberechtigung und Teilhabe.
Müller erläuterte, dass er der AfD
aufgrund seiner „großen Sorge um
die Entwicklung des Euros“ beigetre-
ten sei.

In der von den SZ-Redakteuren
Jan Peter Steppat und Bernd Treffler
moderierten Diskussion gab es ab-
seits der vier Themenbereiche gene-
relle verbale Auseinandersetzungen
zwischen Christian Röhl und Rai-
mund Haser einerseits und Fried-
rich-Thorsten Müller andererseits.
Haser wies den AfD-Kandidaten
durch die Aussagen des brandenbur-
gischen AfD-Landes- und Fraktions-
vorsitzenden Alexander Gauland zu
Grenzschließungen und dem „Aus-
halten müssen“ grausamer Bilder in
die Schranken. Röhl bezeichnete die
AfD als extremistische Partei, deren
Rattenfängern man nicht auf den
Leim gehen dürfe. Müller schlug ver-
bal zurück: „Wenn Sie wüssten, wie
viele Leute gedanklich und praktisch
bei uns angekommen sind.“

Bildung

Petra Krebs bekannte: „Die Gemein-
schaftsschule ist meine Lieblings-
schule.“ Es müsse möglich sein, dass
Kinder miteinander lernen, auch
wenn nicht alle gleich begabt seien.
Allerdings ergänzte sie: „Es ist so,
dass die Realschulen schon von der
Vorgängerregierung ausgetrocknet
wurden. Wir sind dabei, die Real-
schulen zu unterstützen.“ In keinem
anderen Land hänge Bildung gene-
rell so sehr vom Geldbeutel ab. 

Raimund Haser versprach einen
Bestandsschutz für Gemeinschafts-
schulen: „Man macht nichts gut in
der Bildungspolitik, wenn man Re-
formen zurücknimmt.“ Gleichwohl
will er am mehrgliedrigen Schulsys-
tem festhalten: „Es ist so, dass wir
grundsätzlich an der differenzierten
Beschulung festhalten wollen.“ Und
grundsätzlich ergänzte er: „Lebens-
gerechtigkeit ist mir wichtiger als
Bildungsgerechtigkeit.“

Ralf Sauer: „Wir sind nicht
grundsätzlich gegen Gemeinschafts-
schulen. Sie machen teilweise Sinn in
bevölkerungsärmeren Regionen, da-
mit Standorte erhalten bleiben kön-

nen.“ Allerdings kritisierte er die
Landesregierung: Bis 2011 habe das
Schulsystem „super funktioniert“,
jetzt sei das Land „ins Mittelmaß ab-
gerutscht“. Künftig sollen laut Sauer
Schulen, Eltern und Trägern generell
mehr Rechte eingeräumt werden:
„Sie sollen vor Ort entscheiden, wel-
che Schulform richtig ist.“

Friedrich-Thorsten Müller er-
klärte auf die Frage zum AfD-Wahl-
programm, das unter anderem mehr
Lehrerautorität und Unterrichtsdis-
ziplin vorsieht: „Es täte unserem
Land gut, wenn bestimmte Tugen-
den wieder stärker würden.“ Ge-
meinsames Lernen sah er kritisch:
„Wenn man homogene Lerngruppen
hat, wird man den Theoretikern und
Praktikern mehr gerecht. Es ist so,
dass wir beide brauchen.“ 

Christian Röhl verteidigte den
Wegfall der Studiengebühren und
die Forderung nach kostenfreien Ki-
ta-Plätzen: „Mir ist es wichtig, dass
von der Wiege bis zum Studium Bil-
dung kostenfrei ist.“ Zudem sei der
Wegfall der Grundschulempfehlung
richtig gewesen: „Es gab bei den
Schulen keine großen Verschiebun-
gen.“ Einer „sozialen Selektion“ habe
man abgeschworen.

Verkehr/A 96

Christian Röhl formulierte ein „kla-
res Statement für den Modellver-
such“ eines Tempolimits von 120 auf
der A 96: „Lange vor dem Wahl-
kampf“ habe der SPD-Bundestagsab-
geordnete Martin Gerster Bürgerini-
tiativen gehört, Kontakt zu Bürger-
meistern gehalten, Zuständigkeiten
abgeklopft: „Es war der Wunsch da
für Veränderung.“ Man sollte es pro-
bieren, auch weil es den letzten Mo-
dellversuch in den 80er-Jahren im
Saarland gegeben habe.

Friedrich-Thorsten Müller

grenzte sich bei diesem Thema von
der Haltung der Landes-AfD zu Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen jegli-
cher Art ab: „Ich bin durchaus ein
Freund von Tempolimits und würde
den Modellversuch unterstützen.“
An der A 96 gehe es nicht nur um
Lärm und Sicherheit, sondern auch
um geringeren Spritverbrauch.

Ralf Sauer verwarf den Sicher-
heitsaspekt auf der A 96. Da gebe es
„keinen Aktionsbedarf“. Die Trasse
sei nicht unfallträchtiger als andere
zweispurige Autobahnen. Hauptver-
ursacher des Lärms dort sei vielmehr
der LKW-Verkehr. Bauliche Maß-

nahmen seien angebrachter. Er
schlug deshalb Flüsterasphalt vor.

Petra Krebs sympathisierte mit
grundsätzlichen Tempobeschrän-
kungen: „In keinem Land außer
Deutschland sind unbeschränkte
Fahrgeschwindigkeiten erlaubt. Ich
glaube, wir hätten einen besseren
Verkehrsfluss mit 130. Aber das ist
meine persönliche Meinung.“ Zu
Sauers Argument für Lärmschutz-
Bauten erklärte sie, ein Modellver-
such sei finanziell günstiger. 

Raimund Haser: „Ein positives
Problem ist: Es passiert auf der A 96
so wenig wie fast nirgends sonst.“ Er
sprach sich dennoch für mehrere
Maßnahmen aus: Schallschutzmaß-
nahmen auf der Argenbrücke, redu-
zierte Rollgeräusche und Tempo 100
von Herfatz bis Waltershofen. „Das
sind andere Argumente als mal pro-
bieren“, so Haser. Zu Krebs ergänzte
er: „Das Reinheitsgebot beim Bier
gibt es auch nur in Deutschland. Und
trotzdem schaffen wir es nicht ab.“

Verkehr allgemein

Friedrich-Thorsten Müller musste
auf die Frage der Umsetzung der
AfD-Forderung nach einer nur drei-
jährigen Planungsphase bei Ver-
kehrsprojekten passen: „Ich bin nicht
genug Verwaltungsmensch, um zu
sagen, wie man die schnellere Reali-
sierung beschleunigen kann.“ Allge-
mein ergänzte er: „Wir wollen Ver-
fahrenswege beschleunigen.“

Ralf Sauer sagte zur FDP-Forde-
rung nach mehr Geld für den Stra-
ßenunterhalt und -ausbau: „Grün-
Rot hat in den Unterhalt investiert,
nicht in den Ausbau. Bei der B 30 in
Bad Waldsee ist absolut nichts pas-
siert. Die Ortsumfahrungen Kißlegg
und Leutkirch sind andere Projekte,
die betrachtet werden müssen.“ Wie
es geht, habe Paul Locherer in Amt-
zell gezeigt.

Christian Röhl erklärte zum
SPD-Ziel von Verkehrsneubauten:
„Es gibt Verkehrsprojekte, die man
angehen muss. Die B 30, die Ortsum-
fahrungen, die Elektrifizierung, die
Bahnübergänge. Wir haben einen Sa-
nierungsstau der Vorgängerregie-
rung.“ Derlei Projekte sollen Vor-
fahrt haben: „Nur weil irgendwo ein
Laubfrosch rum hüpft, darf uns das
nicht aufhalten.“

Raimund Haser konterte Röhl:
„Wie viele Straßen-Bundesbaumaß-
nahmen liegen bei Grün-Rot noch in
den Schubladen? Kein einziges!“ Zur
bevorstehenden Bekanntgabe der
Projekte des neuen Bundesverkehrs-
wegeplans erklärte er, der Bund be-
urteile auch die wirtschaftliche Be-
deutung: „Das ist ein Kriterium, das
Grün-Rot nicht berücksichtigt.“ Und
er glaubte: Unter einer anderen Lan-
desregierung wäre die Ortsumfah-
rung in Kißlegg „schon gebaut“.

Petra Krebs widersprach: „Fakt
ist, dass uns die Vorgängerregierung
ein verlottertes Straßennetz hinter-
lassen hat.“ Generell bekannte sie
sich zu einer „Mobilitätsgarantie“,
inklusive des öffentlichen Nahver-
kehrs. Bis 2025 soll deshalb jede Ge-
meinde von 5 bis 21 Uhr mindestens
einmal stündlich angefahren werden
können. Finanziert werden sollen die
Pläne über Fördermittel: „Und das
Land muss in Vorleistung gehen.“

Wohnraum

Ralf Sauer hält bei der Linderung
des Wohnraummangels die Miet-
preisbremse für „kontraproduktiv“.
Denn Investoren müssten auch eine
Rendite erwirtschaften können, da-
mit die Gebäude erhalten bleiben.“
Generell müssten zwar Unterkünfte
geschaffen werden, aber private In-
vestoren sollten Priorität haben.

Friedrich-Thorsten Müller

sprach sich für die Abschaffung der
Energieeinsparverordnung aus. Sie

hindere das Bauen, weil entstehende
Kosten „durch Einsparungen nicht
mehr erwirtschaftet werden kön-
nen“. Zum Flächenverbrauch erklär-
te er: „Bevor man neue Fläche versie-
gelt, sollte man es vorziehen, dass
sich in der bestehenden Fläche etwas
tut.“ 

Raimund Haser sieht den Weg
heraus aus dem Wohnraummangel in
der Schaffung von Eigentum. Dies
garantiere mietfreies Leben im Alter.
Dagegen seien große Wohnungen
für Mehrkindfamilien „unattraktiv
aus Vermietersicht und erfahren kei-
ne steuerliche Förderung“. 

Petra Krebs will einen anderen
Weg verfolgen: „Ob jeder Allgäuer
ein Einfamilienhaus braucht? Wir
sollten mehr den Geschosswohnbau
anstreben“, erklärte sie. In der hiesi-
gen Region sei man diesbezüglich
vielleicht etwas „verwöhnt“.

Christian Röhl will die Gründung
einer Kreiswohnbaugenossenschaft
im Landkreis unterstützen. Zudem
müssten „viele alte Bebauungspläne
dringend bearbeitet werden, damit
mehrgeschossige Bebauung möglich
ist“. Außerdem sprach er sich für ei-
ne Lockerung von Vorschriften aus.

Flüchtlinge

Raimund Haser erklärte zur Auf-
nahme von Menschen: „Wir haben
sehr viel Kapazität aufgebraucht.“
Der Erfolg der Integrationsbemü-
hungen bei Türken, Portugiesen, Ita-
lienern und anderen habe gezeigt,
dass „wir die Kraft haben und sie
nicht kleiner reden dürfen als sie ist“
– auch wenn es Geld koste.

Petra Krebs nahm die Arbeitge-
ber „mit in die Pflicht“ bei der Inte-
gration. Aufgabe der Kommunen
und Kreise sei es, „die Menschen
ausbildungsfähig zu machen“. Da
komme es vor allem auf die Sprach-
vermittlung an. Bei der Ausstattung
der Neuankömmlinge wandte sie
sich gegen Sachleistungen. Sie seien
aufwändig „und außerdem nicht ge-
rade menschlich“. 

Christian Röhl sagte: „Es geht
darum, dass die Leute eine Perspek-
tive haben, integriert werden müs-
sen. Das Zuwanderungsgesetz muss
angegangen werden.“ Der Staat
müsse sich gegen Neiddebatten
stemmen. Dies sei auch mit Geld
verbunden: „Es kann sein, dass wir
die schwarze Null im Bund reißen
müssen.“ 

Ralf Sauer sprach sich für ein
Einwanderungsgesetz aus. „Allein
die demographische Entwicklung

zwingt uns dazu.“ Integration funk-
tioniere am Schnellsten über den Ar-
beitsplatz: „Das ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe, die da vor
uns liegt.“ 

Friedrich-Thorsten Müller sag-
te: „Aus dem Grundkonsens zum
Schutz politisch Verfolgter werden
wir nicht ausscheren.“ Ob dies in
Deutschland sein muss, bezweifelte
er: „Könnten wir an anderer Stelle
nicht mehr helfen?“ Wenn man die
Türkei unterstütze, „können wir weit
mehr helfen“.

Vier Themen für fünf Kandidaten

Von Susi Weber
●

Ein ausführliches Video und eine
Bildergalerie zum SZ-Podium
sehen Sie unter:
●» schwaebische.de/wangen

Bildung, Verkehr, Wohnraummangel und Flüchtlinge im Mittelpunkt beim SZ-Podium zur Landtagswahl

Mehr als 100 Interessierte kamen ins Alte Schloss nach Amtzell. FOTO: MELANIE KRAEUTER

Raimund Haser, Petra Krebs, Christian Röhl, Ralf Sauer und Friedrich-Thorsten Müller (von links) stellten ihre Argumente für die Landtagswahl vor. FOTOS: MELANIE KRAEUTER

Familienwahlrecht, die Privatisie-
rung von Krankenhäusern,
„Zwangsspenden in Notsituatio-
nen“ durch Unternehmen und die
Verschwendung von Wegwerf-
artikeln standen bei zuvor einge-
schickten, ausgewählten Leser-
fragen am Ende des zweieinhalb-
stündigen Abends im Blick. Ergeb-
nis: Fürs Familienwahlrecht

sprachen sich Haser und Müller, für
die Herabsetzung des Wahlalters
Röhl, Krebs und Sauer aus.
„Zwangsspenden“ wurden rundweg
abgelehnt. Bei Krankenhäusern
entschieden sich die Kandidaten
für „Sowohl als auch“-Lösungen.
Beim Plastikmüll reichten die Aus-
sagen vom Pfandsystem bis zum
vernünftigen Umgang. (swe)

Für Familienwahlrecht und geringeres Wahlalter

KISSLEGG (ume) - Die Pläne für ei-
nen neuen Bahnhalt bei Merklingen
(Alb-Donau-Kreis) sorgt bei den
Bürgermeistern im Württembergi-
schen Allgäu und in Oberschwaben
für Unruhe. „Wir haben die Sorge,
dass Anschlüsse wegfallen“, sagt
Dieter Krattenmacher, Bürgermeis-
ter von Kißlegg. Als Sprecher der Ini-
tiative „Württembergische Allgäu-
bahn“ vertritt er die Interessen der
Kommunen entlang der Trassen Au-
lendorf-Kißlegg, Kißlegg-Memmin-
gen und Kißlegg-Lindau. Schon mi-
nimale Verschiebungen im Bahnver-
kehr könnten schwerwiegende Aus-
wirkungen auf den Fahrplan haben.
„Da werden im schlimmsten Fall
100 000 Leute abgehängt“, so Krat-
tenmacher. Der baden-württember-
gische Verkehrsminister Winfried
Hermann teilt diese Sorge nicht. 

Geplanter Bahnhalt
weckt Befürchtungen 

Einen ausführlichen Bericht zum
Thema lesen Sie heute auf ● SEITE 2

ANZEIGE

Ich wähle GRÜN ‒

für Kretschmann!

Ute Wieland, Erzieherin
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